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I M  N A M E N  D E R  R E P U B L I K !  

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch die Richterin MMag. Birgit ERTL als 

Einzelrichterin über die Beschwerde von XXXX , geb. XXXX , StA. Tunesien, vertreten durch die 

Bundesagentur für Betreuungs- und Unterstützungsleistungen (BBU) GmbH, Leopold-Moses-

Gasse 4, 1020 Wien, gegen den Bescheid des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl vom 

11.07.2022, Zl. XXXX , zu Recht: 

A) 

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen. 

B) 

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig. 

 

 

 

 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e :  

I. Verfahrensgang: 

Der Beschwerdeführer stellte am 17.01.2022 einen Antrag auf internationalen Schutz, den er 

zunächst mit seiner schlechten wirtschaftlichen Situation in Tunesien, im weiteren Verlauf des 

Verfahrens aber damit begründete, dass er von Unbekannten bedroht worden sei, nachdem 

er ein „Heft“ über Jesus verfasst habe. 
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Mit Bescheid der belangten Behörde vom 11.07.2022, zugestellt am 18.07.2022, wurde dieser 

Antrag des Beschwerdeführers auf internationalen Schutz hinsichtlich der Zuerkennung des 

Status des Asylberechtigten gemäß § 3 Abs. 1 iVm § 2 Abs. 1 Z 13 AsylG 2005 abgewiesen 

(Spruchpunkt I.). Gemäß § 8 Abs. 1 iVm § 2 Abs. 1 Z 13 AsylG 2005 wurde der Antrag auch 

hinsichtlich der Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten in Bezug auf seinen 

Herkunftsstaat Tunesien abgewiesen (Spruchpunkt II.). Ein Aufenthaltstitel gemäß § 57 AsylG 

2005 wurde ihm nicht erteilt (Spruchpunkt III.). Gemäß § 10 Abs. 1 Z 3 AsylG 2005 iVm § 9 BFA-

VG wurde gegen ihn eine Rückkehrentscheidung gemäß § 52 Abs. 2 Z 2 FPG erlassen 

(Spruchpunkt IV.) und es wurde gemäß § 52 Abs. 9 FPG festgestellt, dass seine Abschiebung 

gemäß § 46 FPG nach Tunesien zulässig ist (Spruchpunkt V.). Einer Beschwerde gegen die 

Entscheidung über diesen Antrag auf internationalen Schutz wurde gemäß § 18 Abs. 1 Z 5 BFA-

VG die aufschiebende Wirkung aberkannt (Spruchpunkt VI.). Dem Beschwerdeführer wurde 

gemäß § 55 Abs. 1a FPG keine Frist für eine freiwillige Ausreise gewährt (Spruchpunkt VII.). 

Zudem wurde gemäß § 53 Abs. 1 iVm Abs. 2 Z 6 FPG ein auf die Dauer von einem Jahr 

befristetes Einreiseverbot erlassen (Spruchpunkt VIII.). Die Entscheidung wurde im 

Wesentlichen damit begründet, dass nicht glaubhaft sei, dass der Beschwerdeführer in 

Tunesien verfolgt oder sonstwie gefährdet sei. Das Vorbringen des Beschwerdeführers rund 

um eine Verfolgung aus religiösen Gründen sei nicht glaubhaft, vielmehr davon auszugehen, 

dass er Tunesien aus wirtschaftlichen Gründen verlassen habe. Das Einreiseverbot wurde mit 

der Mittellosigkeit des Beschwerdeführers und dem missbräuchlichen Stellen des 

Asylantrages begründet. 

Gegen den Bescheid wurde fristgerecht am 05.08.2022 Beschwerde an das 

Bundesverwaltungsgericht erhoben und im Wesentlichen vorgebracht, dass der 

Beschwerdeführer Tunesien nicht nur aus wirtschaftlichen Gründen, wie von der belangten 

Behörde behauptet, verlassen habe, sondern auch, weil er dort aufgrund einer 

„vermeintlichen Konvertierung (gemeint: Konversion) zum Christentum“ verfolgt werde, 

nachdem er ein „religiöses Buch über die Wunder von Jesus“ verfasst habe. 

Beschwerde und Bezug habender Akt wurden dem Bundesverwaltungsgericht am 10.08.2022 

vorgelegt. 

II. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen: 

1. Feststellungen: 

Die unter Punkt I. getroffenen Ausführungen werden als entscheidungswesentlicher 

Sachverhalt festgestellt. Darüber hinaus werden folgende weitere Feststellungen getroffen: 
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1.1. Zur Person des Beschwerdeführers: 

Der 37jährige Beschwerdeführer ist Staatangehöriger von Tunesien, Angehöriger der 

Volksgruppe der Araber und bekennt sich zum sunnitisch-moslemischen Glauben. Seine 

Identität steht nicht fest. Er ist ledig und hat keine Kinder. Er stammt aus Kbeli, wo er nach 

einem Studium der Krankenpflege zuletzt in einer Druckerei arbeitete. Seine Eltern, zwei 

Brüder und fünf Schwestern leben in Tunesien, ein weiterer Bruder hält sich seit etwa acht 

Jahren in Belgien auf. 

Der Beschwerdeführer flog am 03.11.2021 mit einem gültigen Reisepass nach Serbien; sein 

Ziel war Frankreich, um dort eine Beschäftigung zu finden. Allerdings wurde er von Serbien in 

die Türkei abgeschoben; danach begab er sich wieder auf den Weg und gelangte über Serbien 

nach Österreich, wo er am 17.01.2022 einen Antrag auf internationalen Schutz stellte.  

Der Beschwerdeführer leidet an keinen schwerwiegenden gesundheitlichen Einschränkungen 

und ist uneingeschränkt erwerbsfähig. 

Der Beschwerdeführer weist keine maßgeblichen Integrationsmerkmale in sprachlicher, 

gesellschaftlicher oder kultureller Hinsicht auf. Er ist strafgerichtlich unbescholten und 

mittellos. Der Beschwerdeführer ist seit 08.08.2022 nicht mehr im Bundesgebiet gemeldet. 

1.2. Zum Fluchtvorbringen und zu einer Rückkehrgefährdung des Beschwerdeführers: 

Der Beschwerdeführer wird in Tunesien nicht verfolgt. Er hat Tunesien aus wirtschaftlichen 

Gründen und in der Hoffnung auf bessere Perspektiven verlassen. 

In Tunesien ist die Grundversorgung der Bevölkerung im Wesentlichen gesichert. Der 

Beschwerdeführer ist bei einer Rückkehr nach Tunesien nicht in der realen Gefahr, in eine die 

Existenz bedrohende Notlage zu geraten. 

1.3. Zur Situation im Herkunftsstaat: 

Gemäß § 1 Z 11 HStV (Herkunftsstaaten-Verordnung, BGBl. II Nr. 145/2019) gilt Tunesien als 

sicherer Herkunftsstaat. 

1.3.1. COVID-19 

Letzte Änderung: 15.06.2022 
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Seit 1.7.2021 gilt ein hohes Sicherheitsrisiko (Sicherheitsstufe 4) im Zusammenhang mit der 

Ausbreitung des Coronavirus (COVID-19). Mit Einschränkungen im Flug- und Reiseverkehr und 

weitgehenden Einschränkungen im öffentlichen Leben ist zu rechnen (BMEIA 29.4.2022). 

Seit dem 26.2.2022 müssen geimpfte Reisende, bzw. vollständig geimpfte ab 18 Jahren (sowie 

einmal geimpft und genesen) (AA 29.4.2022; vgl. BMEIA 29.4.2022) ein von den Behörden des 

Heimatlandes ausgestelltes Impfzertifikat bei der Einreise vorlegen. Vollständig geimpft sind 

diejenigen, deren letzte Impfung mindestens 14 Tage vor der Einreise bzw. bei Impfung mit 

Johnson & Johnson mindestens 28 Tage vor der Einreise abgeschlossen wurde; Einreisende 

müssen sich stichprobenartigen Screeningtests unterziehen (AA 29.4.2022; vgl. FD 11.5.2022). 

Ungeimpfte Reisende ab 18 Jahren müssen bei Einreise einen negativen, maximal 48 Stunden 

alten PCR-Test vorlegen, der mit einem QR-Code versehen oder von den zuständigen 

Gesundheitsbehörden ausgestellt wurde. Alternativ kann auch ein, bei Einreise maximal 24 

Stunden alter, Antigentest vorgelegt werden (AA 29.4.2022; vgl. BMEIA 29.4.2022). Für 

Reisende die ein unvollständiges Impfschema aufweisen, einschließlich derjenigen, die nur 

eine Impfdosis erhalten haben (bei Impfstoffen mit zwei Injektionen), gelten dieselben 

Einreisebestimmungen wie für Ungeimpfte (FD 11.5.2022). Nach Ankunft müssen sich 

ungeimpfte Reisende ab 18 Jahren in eine fünftägige Heimisolation begeben (AA 29.4.2022; 

vgl. FD 11.5.2022, BMEIA 29.4.2022), bei Auftreten von Symptomen sieben Tage (BMEIA 

29.4.2022). 

Reisende unter 18 Jahren sind von der Test- oder Impfpflicht ausgenommen (FD 11.5.2022). 

Der in englischer oder französischer Sprache ausgestellte Testnachweis ist in ausgedruckter 

Form vorzulegen. Das Dokument wird beim Flughafen Check-in geprüft und muss bei Ankunft 

den Verantwortlichen des Gesundheitsministeriums im Rahmen der Temperaturkontrolle 

übergeben werden (AA 29.4.2022; vgl. BMEIA 29.4.2022). 

Die tunesischen Behörden behalten sich das Recht vor, bei einreisenden Personen 

stichprobenartig Antigentests durchzuführen. Bei positivem Ergebnis ist die getestete Person 

zu einer fünftägigen häuslichen Quarantäne verpflichtet. Bei anhaltenden Symptomen 

verlängert sich die Quarantäne auf sieben Tage (AA 29.4.2022). 

Ein Impfpass ist für den Zugang zu öffentlichen Plätzen für alle Personen über 18 Jahre 

erforderlich. Der Europäische Gesundheitspass wird von den tunesischen Behörden anerkannt 

(FD 11.5.2022; vgl. BMEIA 29.4.2022). 
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Weiters dürfen Restaurants und Cafés im Freiluftbereich 100 % und in geschlossenen Räumen 

75 % ihrer Platzkapazitäten für die Bewirtung nutzen. Es ist der Impfnachweis vorzulegen und 

ein Mund-Nasen-Schutz zu tragen (außer am Tisch). Ansonsten gilt in der Gastronomie die 

Einhaltung von Mindestabständen, konstante Belüftung der Räumlichkeiten sowie das Verbot 

der Nutzung von Wasserpfeifen. Mit Wirkung vom 1.4.2022 ist vorgesehen, die Bewirtung in 

geschlossenen Räumen bei voller Kapazität zu ermöglichen. Hotels und Touristenbusse dürfen 

wieder voll ausgelastet werden (AA 29.4.2022). 

Unter Einhaltung der sanitären Vorschriften (BMEIA 29.4.2022) gilt landesweit in öffentlichen 

Gebäuden, Hotels und Geschäften die Pflicht zum Tragen eines Mund-Nasen-Schutzes; im 

Großraum Tunis im gesamten öffentlichen Raum. Dies gilt auch beim Fahren eines Pkws ab 

einem Beifahrer (AA 29.4.2022; vgl. BMEIA 29.4.2022).  

Konnte Tunesien die erste Covid-19-Infektionswelle dank dreimonatigem Lockdown 

epidemiologisch relativ unbeschadet überstehen, stiegen die Infektionsraten (sowie 

Hospitalisierungs- und Todesfälle) ab September 2020 kontinuierlich und erreichten im 

Juli/August 2021 dramatische Höchstwerte. Tunesien zählt mit über 25.300 Todesopfern zu 

den am stärksten betroffenen Ländern in Afrika. Dank großzügiger Hilfslieferungen an 

Ausrüstung und Impfstoff und einer intensiven Impfkampagne (dzt. Knapp 50 % Erst- und 40 

% Zweitgeimpfte) ist die Situation derzeit entspannt. Dennoch wurde die Einführung eines 

sanitären Passes verfügt: ab dem 22.12.2021 ist dieser für den Zutritt zu allen öffentlichen 

Einrichtungen und am Arbeitsplatz erforderlich (ÖB 11.2021). 

Quellen: 

AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (29.4.2022): Tunesien: Reise- und Sicherheitshinweise, 

https://www.auswaertiges-amt.de/de/aussenpolitik/laender/tunesien-node/tunesiensicherheit/219024, 

Zugriff 29.4.2022 

BMEIA - Bundesministerium Europäische und Internationale Angelegenheiten [Österreich] (29.4.2022): 

Reiseinformationen Tunesien, http://www.bmeia.gv.at/reise-aufenthalt/reiseinformation/land/tunesien/, 

Zugriff 29.4.2022 

FD - France Dipplomatie [Frankreich] (11.5.2022): Tunisie, Conseils aux Voyageurs, Dernière minute, 

https://www.diplomatie.gouv.fr/fr/conseils-aux-voyageurs/conseils-par-pays-destination/tunisie/, Zugriff 

11.5.2022 

ÖB - Österreichische Botschaft Tunis [Österreich] (11.2021): Asylländerbericht Tunesien, Bericht liegt in der 

Staatendokumentation auf 

 



- 6 - 

1.3.2. Sicherheitslage 

Letzte Änderung: 17.06.2022 

Die Sicherheitslage in Tunesien ist nach wie vor angespannt, geprägt von täglichen 

Sicherheitsoperationen von Militär und Polizei und Meldungen über vereitelte Anschläge. Das 

Risiko von terroristischen Anschlägen ist weiterhin gegeben, es ist aber eine Verringerung in 

den letzten Jahren feststellbar. Das Jahr 2015 bildete mit drei großen Anschlägen einen 

Höhepunkt. Gefahr geht dabei vorwiegend von Rückkehrern aus v. a. Libyen aus. Die 

Terrorismusbekämpfung und die Sicherheit an den Grenzen gehören weiterhin zu den 

wichtigsten Prioritäten der tunesischen Regierung. Die tunesischen Behörden haben eine 

Reihe von Maßnahmen getroffen, um Terrorzellen zu zerschlagen, insbesondere wurde die 

Präsenz der Sicherheitskräfte im Land erhöht. Die Zahl der Terroranschläge in Tunesien ist in 

der Folge in den letzten Jahren zurückgegangen, da sich die Sicherheitsstrukturen des Landes 

erheblich verbessert haben. Seit dem Messerangriff auf eine Patrouille der Nationalgarde in 

Sousse im September 2020 gab es keinen nennenswerten terroristischen Vorfall mehr in 

einem größeren tunesischen Ballungsraum (STDOK 17.3.2022). 

Die von den bisherigen Regierungen angestrebte Verbesserung der Sicherheitslage im Inneren 

und der Kampf gegen den Terrorismus bleiben trotz vermehrter Anstrengungen und 

zahlreichen Verhaftungs- und Durchsuchungsaktionen weiter eine Herausforderung. Die 

Sicherheitslage ist in der Stadt und in der Region um Ben Guerdane nahe der libyschen Grenze 

besonders angespannt. Mit verstärkter Militär- und Polizeipräsenz in diesen Regionen ist zu 

rechnen (AA 29.4.2022). 

Laut österreichischem Außenministerium gilt (für österreichische Staatsbürger) eine partielle 

Reisewarnung (Sicherheitsstufe 5) für die Saharagebiete, das Grenzgebiet zu Algerien und die 

westlichen Landesteile. Reisewarnungen bestehen für die Region südlich der Orte Tozeur – 

Douz – Ksar Ghilane – Tataouine – Zarzis. Mit gewaltsamen Aktionen terroristischer 

Organisationen ist zu rechnen. Das militärische Sperrgebiet an der Grenze zu Algerien in der 

Nähe des Berges Chaambi ist teilweise vermint und kann von den Sicherheitskräften kurzfristig 

ausgedehnt werden. Im Westen des Landes ist mit verstärkter Militär- und Polizeipräsenz zu 

rechnen; es finden bewaffnete Auseinandersetzungen mit Terroristengruppen statt (BMEIA 

29.4.2022). Die Behörden haben insbesondere die Präsenz der Sicherheitskräfte im Land 

erhöht, vor allem in den Touristenorten (EDA 6.5.2022). 

Der nach der Attentatsserie von 2015 verhängte Ausnahmezustand ist nach wie vor in Kraft, 

wird regelmäßig verlängert und gilt im ganzen Land. Er gewährt den Sicherheitsbehörden 
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einen erweiterten Handlungsspielraum, der von der Zivilgesellschaft kritisch beobachtet wird. 

Kritisch beobachtet wird auch ein Gesetzesprojekt zum Schutz der Sicherheitskräfte, welches 

diesen größeren Handlungsspielraum und Straffreiheit einräumen soll (ÖB 11.2021; vgl. FH 

28.2.2022). Die Behörden verfügen somit über eine weitreichende Erlaubnis, die 

Bewegungsfreiheit von Einzelpersonen einzuschränken, und Tausende von Menschen sind 

von solchen Verfügungen betroffen (FH 28.2.2022). 

Die angespannte Wirtschaftslage verbunden mit sozialen Problemen führt nicht nur vermehrt 

zu spontanen Demonstrationen, sondern auch gewalttätigen Ausschreitungen, die den 

Armeeeinsatz erforderlich machen. Demonstrationen und Proteste können sich spontan und 

unerwartet entwickeln. Gewaltsame Auseinandersetzungen zwischen Demonstranten und 

Sicherheitskräften können dabei nicht ausgeschlossen werden (AA 29.4.2022; vgl. BMEIA 

29.4.2022). Ferner informiert das Österreichische Außenministerium, dass es aktuell, zum 10-

jährigen Jahrestag der tunesischen Revolution mit vermehrten Unruhen im ganzen Land zu 

rechnen ist (BMEIA 29.4.2022). So fanden sich am Sonntag [8.5.2022] im Epizentrum der 

großen Proteste, im Zeichen jener Kundgebungen, die 2011 den ehemaligen Staatschef Zine 

El Abidine Ben Ali stürzten, Hunderte Tunesier und demonstrierten zur Unterstützung von 

Präsident Kaïs Saïed und seiner seit Juli 2021 getroffenen außergewöhnlichen Maßnahmen, 

die von Kritikern als Staatsstreich bezeichnet wurden. Die Kundgebung fand auf der zentralen 

Bourguiba-Allee in der Hauptstadt statt. Die Demonstranten trugen Transparente mit der 

Aufschrift "Wir alle sind Kaïs Saïed" und forderten die strafrechtliche Verfolgung von 

korrupten Politikern, was einem häufigen Ausspruch des Staatschefs entsprach (France 24 

8.5.2022; vgl. BAMF 9.5.2022). 

Auch wenn sich die Effizienz der Sicherheitsbehörden in der Reaktion auf mutmaßliche 

Angriffe verbessert hat, wurden in den letzten Jahren die meisten militanten Anschläge 

vereitelt. Im Jänner 2022 vereitelte die tunesische Polizei hat einen Anschlag. Eine 

Rückkehrerin aus Syrien, plante mit einem Sprengstoffgürtel Angriffe auf Touristengebiete. Im 

November 2021 erschoss die Polizei einen Extremisten, der die Beamtem in Tunis mit einem 

Messer und Hackbeil angreifen wollte (Reuters 29.1.2022). 

Quellen: 

AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (29.4.2022): Tunesien - Reise- und Sicherheitshinweise, 

https://www.auswaertiges-amt.de/de/aussenpolitik/laender/tunesien-node/tunesiensicherheit/219024, 

Zugriff 29.4.2022 

BAMF - Bundesamt für Migration und Flüchtlinge [Deutschland] (9.5.2022): Briefing Notes, Quelle liegt in der 

Staatendokumentation auf 
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BMEIA - Bundesministerium für Europäische und Internationale Angelegenheiten [Österreich] (29.4.2022): 

Tunesien - Reiseinformationen, https://www.bmeia.gv.at/reise-aufenthalt/reiseinformation/land/tunesien/, 

Zugriff 29.4.2022 

EDA - Eidgenössisches Department für Auswärtige Angelegenheiten [Schweiz] (6.5.2022): Reisehinweise für 

Tunesien, https://www.eda.admin.ch/eda/de/home/laender-reise-information/tunesien/reisehinweise-

tunesien.html#par_textimage_0, Zugriff 6.5.2022 

FH - Freedom House (28.2.2022): Freedom in the World 2022 - Tunisia, 

https://www.ecoi.net/en/document/2068830.htm, Zugriff 13.4.2022 

France 24 (8.5.2022):Hundreds rally in support of Tunisian President Saied, 

https://www.france24.com/en/africa/20220508-hundreds-rally-in-support-of-tunisian-president-saied, Zugriff 

10.5.2022 

ÖB - Österreichische Botschaft Tunis [Österreich] (11.2021): Asylländerbericht Tunesien, Bericht liegt in der 

Staatendokumentation auf 

Reuters (29.1.2022): Tunisia thwarts alleged terrorist attack targeting tourist areas (29.1.2022), 

https://www.reuters.com/world/africa/tunisia-thwarts-alleged-terrorist-attack-targeting-tourist-areas-2022-

01-28/, Zugriff 6.5.2022  

STDOK - Staatendokumentation des Bundesamts für Fremdenwesen und Asyl [Österreich] (17.3.2022): 

Themenbericht intern: Nordafrika - Terrorismus in Ägypten, Libyen, Marokko und Tunesien, Quelle liegt bei der 

Staatendokumentation auf 

 

 

1.3.3. Religionsfreiheit 

Letzte Änderung: 17.06.2022 

98-99 % der Bevölkerung sind Muslime – mehr oder weniger praktizierend. Die meisten sind 

Sunniten. Neben Muslimen leben in Tunesien rund 25.000 Christen (zum Großteil Katholiken), 

wobei die Gemeinden zum Großteil aus ausländischen Bürgern bestehen, und 1.500 Juden 

(CIA 12.4.2022; vgl. USDOS 12.4.2022, AA 29.4.2022). Die jüdische und christliche Bevölkerung 

Tunesiens wird als gleichberechtigte Bürger akzeptiert (BS 2022). Des Weiteren gibt es noch 

Schiiten und Baha’i (CIA 12.4.2022; vgl. USDOS 2.6.2022). 

Der Islam ist offizielle Religion Tunesiens und der Staatspräsident muss laut Verfassung 

Muslim sein (USDOS 2.6.2022). Artikel 6 der tunesischen Verfassung garantiert die Religions- 

und Glaubensfreiheit (NMFA 1.12.2021; vgl. AA 29.4.2022). Im April 2021 kam es Berichten 
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zur Folge während des Pessachfestes zu Übergriffen und zu Belästigungen von Juden durch 

Sicherheitskräfte (USDOS 12.4.2022; vgl. USDOS 2.6.2022).  

Religions- und Weltanschauungsfreiheit wird in Tunesien mit gewissen Einschränkungen 

gewährt (AA 29.4.2022). Die Verfassung reflektiert das herrschende Gleichgewicht zwischen 

religiösem und säkularem Lager in Gesellschaft und Politik: Der Islam ist als Religion des 

Landes anerkannt, aber die islamische Scharia wurde nicht in der Verfassung verankert. Ein 

ziviler Staat ist die Grundlage der Verfassung, in der ausdrücklich auf die universellen 

Menschenrechte Bezug genommen wird (AA 29.4.2022; vgl. USDOS 2.6.2022). 

Bis zur Revolution im Jänner 2011 konnte der Islam über die Befolgung der grundlegenden 

muslimischen Riten hinaus kaum gesellschaftliche und politische Aktivitäten entfalten. 

Außerhalb der Gebetszeiten blieben die Moscheen geschlossen. Zudem wurden die 

Freitagspredigten sowie alle religiösen Gemeinschaften vom Staat überwacht. Mit der 

Revolution ist der Islam im gesellschaftlichen und politischen Leben des Landes allmählich 

immer sichtbarer geworden (AA 29.4.2022). 

Es ist rechtlich möglich, vom Islam zum Christentum zu konvertieren. Missionierung und das 

Verteilen religiösen Materials sind der katholischen Kirche jedoch verboten (AA 29.4.2022). Es 

gibt erheblichen gesellschaftlichen Druck gegen die Konversion vom Islam zu einer anderen 

Religion (USDOS 2.6.2022). Tunesische Konvertiten (einige Hundert im Land) werden 

innerhalb ihres sozialen und familiären Umfelds zwar zunächst häufig geächtet, mittelfristig 

aber gesellschaftlich wieder akzeptiert und integriert (AA 29.4.2022); Konvertiten werden 

häufig schikaniert und diskriminiert (FH 28.2.2022; vgl. NMFA 1.12.2021). 

Quellen: 

AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (29.4.2022): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der 

Republik Tunesien (Stand: März 2022), 

https://milo.bamf.de/OTCS/cs.exe?func=ll&objId=23675904&objAction=Open&nexturl=%2FOTCS%2Fcs%2Eexe

%3Ffunc%3Dsrch%2ESearchCache%26cacheId%3D1094784449, Zugriff 7.6.2022 

BS - Bertelsmann Stiftung (2022): Tunesien Country Report 2022, https://bti-project.org/de/reports/country-

report/TUN, Zugriff 13.4.2022 

CIA - Central Intelligence Agency [USA] (12.4.2022): The World Factbook - Tunisia, https://www.cia.gov/the-

world-factbook/countries/tunisia/, Zugriff 13.4.2022 

FH - Freedom House (28.2.2022): Freedom in the World 2022 - Tunisia, 28 February 2022 

https://www.ecoi.net/en/document/2068830.html, Zugriff 13.4.2022 
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NMFA - Netherlands Ministry of Foreign Affairs [NL] (1.12.2021): Algemeen ambtsbericht Tunesië, 

https://www.ecoi.net/en/file/local/2068198/kort-thematisch-ambtsbericht-tunesie-december-2021.pdf, 

Zugriff 21.4.2022  

USDOS - US Department of State [USA] (12.4.2022): 2021 Country Report on Human Rights Practices: Tunisia, 

https://www.ecoi.net/en/document/2071185.html, Zugriff 20.4.2022 

USDOS - US Department of State [USA] (2.6.2022): 2021 Report on International Religious Freedom: Tunisia, 2 

June 2022, https://www.ecoi.net/en/document/2074048.htm, Zugriff 14.6.2022 

 

1.3.4. Grundversorgung und Wirtschaft 

Letzte Änderung: 17.06.2022 

Elf Jahre nach der Jasminrevolution konnten die hohen Erwartungen hinsichtlich eines 

besseren und gerechteren Lebens in wirtschaftlicher Hinsicht nicht realisiert werden. Großen 

Fortschritten im Bereich Meinungsfreiheit und Parteienvielfalt stehen eine schwere 

Wirtschaftsrezession und eine Verarmung weiter Bevölkerungsschichten gegenüber. Keiner 

der zahlreichen Regierungen seit 2011 ist es gelungen, substanzielle und für die Bevölkerung 

spürbare Verbesserungen ihrer Lebensumstände herbeizuführen; das Gegenteil war der Fall 

(ÖB 11.2021). Tunesien erlebt derzeit einen Zustand des Aufruhrs und der Spannungen, da die 

meisten Grundnahrungsmittel von den Märkten ausgegangen sind, insbesondere Zucker und 

Speiseöl. Parallel dazu heizten die hohen Preise und die steigenden Steuern und 

Treibstoffkosten, parallel zur verspäteten Zahlung der Gehälter, die Situation an (MW 

11.3.2022). 

Nach dem Corona-bedingten Einbruch im Jahr 2020 konnte Tunesien im vergangenen Jahr 

2021 wiederum ein Wirtschaftswachstum von +3,4 % verbuchen; Profiteure beim BIP-

Zuwachs waren der verarbeitende Sektor, die Energiewirtschaft und die Dienstleister; die 

Aussichten auf 2022 mit einem BIP-Zuwachs von  +2,6 % sind nicht gerade berauschend, doch 

eine gute Touristensaison über den Sommer und Herbst und der anhaltende Trend, Tunesien 

als verlängerte Werkbank europäischer Firmen für viele Industriebereiche zu sehen, stützt die 

Prognosen, auch wenn der Krieg, den Russland über die Ukraine gebracht hat, die Weizen- 

und Energieimporte Tunesiens stark verteuert (WKO 29.3.2022). Der Agrarsektor kam 

vergleichsweise gut durch das Corona-Jahr 2020. Und auch zu Beginn 2020 lief die Produktion 

von Phosphat gut. Die Pharmaindustrie gilt weiterhin als Hoffnungsträger und bietet 

Exportchancen. Nachdem es 2019 gute Aussichten für die Textilbranche gab, ist die 

Produktion im letzten Jahr um circa 20 % zurückgegangen (ABG 11.2021). 
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Der politische Stillstand, das Ausbleiben von Touristen und die sich nur zögerlich erholende 

europäische Industrieproduktion verhinderten ein höheres Wachstum. Vorausgesetzt, die 

pandemische Lage im Land bleibt beherrschbar, könnte das BIP im Jahr 2022 etwa 3,5 % 

erreichen. Die Rückkehr der Touristen läuft gegebenenfalls an, aber wird nicht gleich das 

Niveau von 2019 erreichen. Eine Erholung der globalen Konjunktur dürfte der 

exportorientierten Industrie unter die Arme greifen (GTAI 12.1.2022). 

Mit mehr als 100.000 Beschäftigten ist Tunesien ein etablierter IT-Standort. Zudem etabliert 

sich das Land als Start-up-Hub für die Region. E-Commerce und Digitalisierung profitieren auch 

in Pandemiezeiten. Wegen niedriger Gehälter wandern jährlich etwa 2.500 Informatiker ins 

Ausland ab (ABG 11.2021).  

Gemäß Weltbankstatistiken leben mehr als 2,5 Mio. Tunesier (bei einer Bevölkerung von 12 

Mio.) unter der Armutsgrenze. Allein aufgrund der Covid-Krise kamen über 600.000 dazu. 

Somit ist deren Zahl von 15,5 % vor der Krise auf 21 % angestiegen. Es bestehen regional große 

Unterschiede. In einigen Regionen im Landesinneren beträgt der Armutsanteile über 50 %. Die 

Regierung lässt den Ärmsten – von der Weltbank finanzierte – unregelmäßig direkte 

Unterstützungen zukommen, ohne allerdings die zugrunde liegenden Ursachen zu bekämpfen 

(ÖB 11.2021). 

Weitere 25,4 % der Bevölkerung leben in Armut, d.h. sie leben von weniger als dem staatlichen 

Mindestlohn (sogenannter SMIG), der umgerechnet bei ca. 140 Euro liegt. Auch für die 

bisherige Mittelschicht wird die Diskrepanz zwischen Verdienst und Deckung der tatsächlichen 

Bedürfnisse immer größer und die Verschuldung der Privathaushalte hat stark zugenommen. 

Die Kaufkraft der tunesischen Bevölkerung ist seit der Revolution 2011 um 30 % 

zurückgegangen. Grund für die dramatische Verschlechterung der Einkommenssituation sind 

jahrelanges (so gut wie) Nullwachstum, im Jahr 2020 eine schwere Rezession bedingt durch 

Covid, hohe Inflation, der stets zunehmende Mangel an Arbeitsplätzen für die z.T. schlecht 

bzw. nicht den Bedürfnissen entsprechend ausgebildeten Arbeitskräfte (dzt. 18,3 % 

Arbeitslosigkeit), ein Niedergang des in Tunesien sehr bedeutenden staatlichen 

Industriesektors, Misswirtschaft, Korruption und ein völliger. Der Wegbruch des Tourismus 

traf Tunesien besonders hart, trägt er doch 11 % zum BNP bei (ÖB 11.2021).  

[Bei einer in drei tunesischen Städten (Great Tunis, Sousse und Sfax) durchgeführten Umfrage 

zu sozioökonomischen Faktoren wurden, mittels Computer Assisted Telephone Interviewing 

(CATI)-Methode und Quotenstichproben auf der Grundlage der neuesten verfügbaren 

offiziellen Bevölkerungsdaten in jeder der genannten Zielstädte, Einwohner, bzw. eine 
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Stichprobe von 300 Personen zwischen 16 und 35 Jahren, von One to One for Research and 

Polling befragt. Die Datenerhebung begann am 5. Januar 2022 und endete am 8. Januar 2022] 

42 % der Befragten geben an, dass sie ihren Haushalt kaum oder gar nicht mit Lebensmitteln 

versorgen können, was eine schwierige Situation für den Großteil der Befragten darstellt. 

Problematischer ist es, wenn es um den Kauf von grundlegenden Konsumgütern wie Kleidung 

oder Schuhe geht, denn nur 16 % schaffen es, ihren Haushalt mit diesen Gütern zu versorgen, 

28 % schaffen es gerade so, und 53 % können diese Art von Gütern entweder kaum oder gar 

nicht für ihren Haushalt besorgen. Dennoch geben 44 % der Befragten an eher zufrieden zu 

sein mit ihrem Leben, was sich auch in der Statistik wiederspiegelt; da unter den Einwohner 

mit niedrigen Einkommen, 37,3 % der Befragten eher zufrieden sind und 28,2 % gaben an gar 

nicht zufrieden zu sein. 16,7 % sind sehr zufrieden mit ihrem Leben. Die für dieses Ergebnis 

ausschlaggebende demografische Variable ist das Einkommensniveau (BFA, ONE TO ONE 

5.2.2022). 

Waren die Herausforderungen in wirtschaftlicher, sozialer, moralischer und kultureller 

Hinsicht bereits bisher enorm, sind sie nun seit Ausbruch der Covid-19 Krise Mitte März 2020 

nochmals um ein Vielfaches verschärft: die Arbeitslosigkeit, seit Jahren gemäß offiziellen 

Statistiken 15,6 %, ist auf 18 % gestiegen und dürfte weiter auf 20 % bis Jahresende steigen 

(ÖB 11.2021). Die Inflation ist nach einem kurzzeitigen Rückgang wieder gestiegen (GTAI 

12.1.2022); die Inflationsschätzung der tunesischen Zentralbank für 2022 kam bei 6,8 %% zu 

liegen; die aktuelle Tendenz lässt jedoch einen zweistelligen Wert erwarten (10,5 %); die 

Arbeitslosigkeit erreichte 18,4 %% im Vorjahr und könnte 2022 leicht auf 17,8 % zurückgehen 

(WKO 29.3.2022). Zu dem hohen Anteil an jungen und diplomierten Arbeitslosen kommen die 

Schulabbrecher (jährlich ca. 100.000), die vom privaten Sektor und vor allem auch im 

Tourismus krisenbedingt Entlassenen sowie das Heer an Beschäftigten des informellen Sektors 

(der auf 50 % der Wirtschaftsleistung geschätzt wird), welchen ihre Existenzgrundlage 

entzogen wurde (ÖB 11.2021). Angesichts einer Rekord-Jugendarbeitslosigkeit von über 30 % 

und einer steigenden Inflation sind soziale Proteste vorprogrammiert und finden bereits statt. 

Der einflussreiche Gewerkschaftsdachverband UGTT hat seine harte Haltung gegenüber 

einem Reformprogramm bereits ausgedrückt (GTAI 12.1.2022) 

Die Grundversorgung der Bevölkerung ist zwar vor allem dank staatlicher Subventions- und 

Interventionspolitik bis auf saisonale Versorgungsengpässe einigermaßen gesichert, hingegen 

besteht ein eklatantes Einkommensgefälle zwischen wohlhabenderer Küstenregion sowie 

dem Großraum Tunis (mit allein ca. 50 % der Bevölkerung) und den benachteiligten ruralen 

Gebieten im Hinterland (ÖB 11.2021). So variiert die Beschäftigungsquote je nach Region 
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innerhalb Tunesiens. Tendenziell ist die Lage an der Küste und im Norden des Landes besser, 

was auf die Tourismusbranche sowie die dort angesiedelte Industrie zurückzuführen ist (ABG 

11.2021). 

Tunesien ist ein Niedriglohnland. Die durchschnittlichen Monatslöhne im produzierenden 

Gewerbe liegen zwischen 500 und 800 Dinar. Arbeiter im öffentlichen Sektor verdienen rund 

900 Dinar, Beamte 1.000-1.600 Dinar. Der staatliche Mindestlohn (sogenannter SMIG), liegt 

umgerechnet bei ca. 140 Euro. Etwa 25,4 % der Bevölkerung lebt in Armut, bzw. lebt von 

weniger als dem staatlichen Mindestlohn (ÖB 11.2021) 

Es existiert ein an ein sozialversichertes Beschäftigungsverhältnis geknüpftes Kranken- und 

Rentenversicherungssystem (AA 29.4.2022). Das tunesische Sozialsystem. Es bietet zwar keine 

großzügigen Leistungen, stellt aber dennoch einen gewissen Grundschutz für Bedürftige, Alte 

und Kranke dar. Der Deckungsgrad beträgt 95 % (ÖB 11.2021). Nahezu alle Bürger finden 

Zugang zum Gesundheitssystem. Die Regelungen der Familienmitversicherung sind großzügig 

und umfassen sowohl Ehepartner als auch Kinder und sogar Eltern der Versicherten. Allerdings 

gibt es keine allgemeine Grundversorgung oder Sozialhilfe. Die mit Arbeitslosigkeit 

verbundenen Lasten müssen überwiegend durch den traditionellen Verband der Großfamilie 

aufgefangen werden, deren Zusammenhalt allerdings schwindet (AA 29.4.2022). Folgende 

staatlichen Hilfen werden angeboten: Rente, Arbeitslosengeld, Kindergeld, Krankengeld, 

Mutterschaftsgeld, Sterbegeld, Witwenrente, Waisenrente, Invalidenrente, Hilfen für arme 

Familien, Erstattung der Sach- und Personalkosten bei Krankenbehandlung, Kredite für 

Familien (ÖB 11.2021). 

Eine Arbeitslosenunterstützung wird für maximal ein Jahr ausbezahlt – allerdings unter der 

Voraussetzung, dass man vorab sozialversichert war. Gemäß Nationalem Statistikinstitut INS 

zählt der informelle Sektor rund 1,5 Mio. Beschäftigte, die nicht mit einer Finanzhilfe rechnen 

können. Laut tunesischem Industrieverband UTICA wurden alleine während der ersten Covid-

19-Welle 165.000 Arbeitsplätze vernichtet. Während der Covid-Lockdowns kam es zu 

zahlreichen Protesten, da sich viele ihrer Einkommensgrundlage beraubt sahen. Die früher 

relativ breite, weit definierte Mittelschicht Tunesiens aus selbständigen Kleinunternehmern, 

Angestellten und Beamten sieht ihre Kaufkraft zunehmend schwinden und droht, in die 

Prekarität abzugleiten. Die schmale Oberschicht aus traditionell einige Wirtschaftszweige 

beherrschenden Familien ist mehr an Machterhalt als an Beschäftigung zusätzlicher 

Arbeitskräfte interessiert. Die allmächtige traditionelle Gewerkschaft UGTT lehnt bisher jede 

Änderung des Status quo rigoros ab und behindert so eine Umstrukturierung des ineffizienten 

auf Nepotismus und Rentenmentalität beruhenden öffentlichen Sektors. Es gibt folgende 
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Arbeitsvermittlungsinstitutionen: Nationale Arbeitsagentur (ANETI), Berufsbildungsagentur 

(ATFP), Zentrum für die Ausbildung der Ausbilder und die Entwicklung von Lehrplänen 

(CENAFFIF), Zentrum für die Weiterbildung und Förderung der beruflichen Bildung (CNFCPP) 

(ÖB 11.2021). 

Quellen: 

AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (29.4.2022): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der 

Republik Tunesien (Stand: März 2022), 

https://milo.bamf.de/OTCS/cs.exe?func=ll&objId=23675904&objAction=Open&nexturl=%2FOTCS%2Fcs%2Eexe

%3Ffunc%3Dsrch%2ESearchCache%26cacheId%3D1094784449, Zugriff 7.6.2022 

ABG - Africa Business Guide (11.2021): Länderprofil Wirtschaft in Tunesien: Junge Demokratie mit Blick auf 

Europa, https://www.africa-business-guide.de/de/maerkte/tunesien#267576, Zugriff 4.5.2022 

BFA Staatendokumentation (Autor), ONE TO ONE for Research and Polling (Autor) (5.4.2022): Dossier Tunisia; 

Socio-Economic Survey 2022, Quelle liegt in der Staatendokumentation auf 

GTAI - Germany Trade & Invest (12.1.2022): Tunesien: Tunesiens Wirtschaft zwischen Zweifel und Optimismus, 

https://www.gtai.de/de/trade/tunesien/wirtschaftsumfeld/tunesiens-wirtschaft-zwischen-zweifel-und-

optimismus-241246, Zugriff 4.5.2022 

MW - MideastWire (11.3.2022): Experts to Arabi 21: Confusing social tension in Tunisia foreshadows explosion, 

https://mideastwire.com/page/articleFree.php?id=77461, Zugriff 12.5.2022 

ÖB - Österreichische Botschaft Tunis [Österreich] (11.2021): Asylländerbericht Tunesien, Bericht liegt in der 

Staatendokumentation auf 

WKO - Wirtschaftskammer Österreich (29.3.2022): Die tunesische Wirtschaft, 

https://www.wko.at/service/aussenwirtschaft/die-tunesische-wirtschaft.html,  Zugriff 4.5.2022 

1.3.5. Rückkehr 

Letzte Änderung: 17.06.2022 

Es gibt keine speziellen Hilfsangebote für Rückkehrer. Soweit bekannt, werden zurückgeführte 

tunesische Staatsangehörige nach Übernahme durch die tunesische Grenzpolizei einzeln 

befragt und es erfolgt ein Abgleich mit den örtlichen erkennungsdienstlichen Registern. Sofern 

keine innerstaatlichen strafrechtlich relevanten Erkenntnisse vorliegen, erfolgt anschließend 

eine reguläre Einreise. Hinweise darauf, dass, wie früher üblich, den Rückgeführten nach 

Einreise der Pass entzogen und erst nach langer Wartezeit wieder ausgehändigt wird, liegen 

nicht vor. An der zugrunde liegenden Gesetzeslage für die strafrechtliche Behandlung von 

Rückkehrern hat sich indes nichts geändert. Sollte ein zurückgeführter tunesischer 
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Staatsangehöriger sein Land illegal verlassen haben, ist mit einer Anwendung der 

Strafbestimmung in § 35 des Gesetzes Nr. 40 vom 14.5.1975 zu rechnen: „Jeder Tunesier, der 

beabsichtigt, ohne offizielles Reisedokument das tunesische Territorium zu verlassen oder zu 

betreten, wird mit einer Gefängnisstrafe zwischen 15 Tagen und sechs Monaten sowie einer 

Geldstrafe zwischen 30 und 120 DT (ca. 15 bis 60 Euro) oder zu einer der beiden Strafarten 

verurteilt. Bei Wiederholung der Tat (Rückfälligkeit) kann sich das im vorhergehenden Absatz 

aufgeführte Strafmaß für den Täter verdoppeln.“ Soweit bekannt, wurden im vergangenen 

Jahr ausschließlich Geldstrafen verhängt. Die im Gesetz aufgeführten Strafen kommen dann 

nicht zur Anwendung, wenn Personen das tunesische Territorium aufgrund höherer Gewalt 

oder besonderer Umstände ohne Reisedokument betreten (AA 29.4.2022). 

Eine „Bescheinigung des Genusses der Generalamnestie“ wird auf Antrag vom 

Justizministerium ausgestellt und gilt als Nachweis, dass die in dieser Bescheinigung 

ausdrücklich aufgeführten Verurteilungen - kraft Gesetz - erloschen sind. Eventuelle andere, 

nicht aufgeführte zivil- oder strafrechtliche Verurteilungen bleiben unberührt. Um zweifelsfrei 

festzustellen, ob gegen eine Person weitere Strafverfahren oder Verurteilungen vorliegen, 

kann ein Führungszeugnis (das sog. „Bulletin Numéro 3“) beantragt werden (AA 29.4.2022). 

Seit der Revolution 2011 sind tausende Tunesier illegal emigriert. Vor allem junge Tunesier 

haben nach der Revolution das Land verlassen, kehren nun teilweise zurück und finden so gut 

wie keine staatliche Unterstützung zur Reintegration. Eine kontinuierliche Quelle der 

Spannung ist die Diskrepanz zwischen starkem Migrationsdruck und eingeschränkten legalen 

Migrationskanälen. Die Reintegration tunesischer Migranten wird durch eine Reihe von 

Projekten von IOM unterstützt. Finanzielle Hilfe dafür kommt hauptsächlich von der EU, sowie 

aus humanitären Programmen u. a. der Schweiz und Norwegens (Programm AVRR). 

Rückkehrprojekte umfassen z. B. Unterstützung beim Aufbau von Mikrobetrieben oder im 

Bereich der Landwirtschaft, haben jedoch gem. Beobachtungen bislang kaum Erfolg gezeigt 

(ÖB 11.2021). 

Als zweite Institution ist das ICMPD seit 10. Juni 2015 offizieller Partner in Tunesien im Rahmen 

des sog. „Dialog Süd“ – Programms (EUROMED Migrationsprogramm). Neben Ländern wie 

Algerien, Ägypten, Israel, Jordanien, Libanon, Libyen, Marokko und Syrien wird Tunesien dabei 

als „Plattform“ (interaktiv zu verfolgen unter: www.eurotun-migr.net) für folgende 

Arbeitsbereiche gesehen: 

• IBM: Integrated Border Management (IBM): technische und operative Unterstützung der 

nationalen Institutionen im Bereich grüne und blaue Grenzsicherung 
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• MIEUX: Migration EU Expertise : eine gemeinsame EU-ICMPD Initiative zur Stärkung der 

Nationalen Migrationsstrategie, insbesondere des Nationalen Migrationsobservatoriums 

(ONM) 

Im Dezember 2020 hat die UGTT, der tunesischen Gewerkschaft, ein Büro für ausländische 

ArbeiterInnen zum Schutz gegen Ausbeute, Rassismus und Verletzung ihrer sozialen - wie 

wirtschaftlichen Rechte eröffnet (ÖB 11.2021). 

Quellen: 

AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (29.4.2022): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der 

Republik Tunesien (Stand: März 2022), 

https://milo.bamf.de/OTCS/cs.exe?func=ll&objId=23675904&objAction=Open&nexturl=%2FOTCS%2Fcs%2Eexe

%3Ffunc%3Dsrch%2ESearchCache%26cacheId%3D1094784449, Zugriff 7.6.2022 

ÖB - Österreichische Botschaft Tunis [Österreich] (11.2021): Asylländerbericht Tunesien 2021, Quelle liegt in der 

Staatendokumentation auf. 

 

2. Beweiswürdigung: 

2.1. Zu den Beweismitteln: 

Zur Feststellung des für die Entscheidung maßgebenden Sachverhaltes wurden im Rahmen 

des Ermittlungsverfahrens Beweise erhoben durch die Einsichtnahme in den Akt der 

belangten Behörde unter zentraler Berücksichtigung der Angaben des Beschwerdeführers vor 

dieser und den Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes, in den bekämpften Bescheid 

und in den Beschwerdeschriftsatz sowie in die zitierten Länderberichte zu Tunesien. 

Ergänzend wurden Auszüge aus dem Informationsverbund zentrales Fremdenregister, dem 

zentralen Melderegister, dem Hauptverband österreichischer Sozialversicherungsträger, der 

"Betreuungsinformation (Grundversorgung)" und dem Strafregister eingeholt. 

2.2. Zur Person des Beschwerdeführers: 

Da der Beschwerdeführer den österreichischen Behörden keine identitätsbezeugenden 

Dokumente vorlegte, steht seine Identität nicht fest. Er gab gegenüber den Sicherheitskräften 

an, sein Reisepass sei ihm von unbekannten Leuten abgenommen worden (Protokoll vom 

17.01.2022). 
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Die Feststellungen zu seiner Herkunft, seiner Volksgruppenzugehörigkeit, seiner Konfession, 

seiner Familie, seinem Reiseweg und seinem Beruf ergeben sich aus den diesbezüglich 

glaubhaften Angaben des Beschwerdeführers in der Erstbefragung am 17.01.2022. Wenn in 

der Beschwerde von einer mangelhaften Schulbildung des Beschwerdeführers gesprochen 

wird, steht dies im Widerspruch zu seinen eigenen Aussagen, wonach er neben einem 

12jährigen Schulbesuch mit Matura auch eine dreijährige universitäre Ausbildung 

vorzuweisen hat. 

Die Feststellungen zum Aufenthalt des Beschwerdeführers in Österreich ergeben sich aus dem 

Verwaltungsakt in Zusammenschau mit eingeholten Auskünften aus dem zentralen 

Melderegister sowie dem Informationsverbund zentrales Fremdenregister.  

Die Feststellung, dass der Beschwerdeführer gesund und erwerbsfähig ist, ergibt sich daraus, 

dass keine gesundheitlichen Einschränkungen geltend gemacht wurden und den 

entsprechenden Feststellungen im angefochtenen Bescheid auch nicht entgegengetreten 

wurde. 

Dass der Beschwerdeführer keine maßgeblichen Integrationsmerkmale in sprachlicher, 

gesellschaftlicher oder kultureller Hinsicht aufweist, ergibt sich aus dem Umstand, dass er sich 

erst etwa ein halbes Jahr im Bundesgebiet befindet und auch keine Aufenthaltsverfestigung 

behauptet wurde. Die strafgerichtliche Unbescholtenheit des Beschwerdeführers ergibt sich 

aus einer Abfrage im Strafregister der Republik. Die Feststellung der Mittellosigkeit basiert auf 

dem Umstand, dass der Beschwerdeführer im Verfahren keine Mittel nachzuweisen 

vermochte und der entsprechenden Feststellung im angefochtenen Bescheid auch nicht 

entgegentrat. 

2.3. Zu den Fluchtgründen und zu einer Rückkehrgefährdung des Beschwerdeführers: 

In der Erstbefragung durch die Sicherheitsorgane am 17.01.2022 erklärte der 

Beschwerdeführer, als er gefragt wurde, warum er Tunesien verlassen habe: „Ich habe in 

Tunesien keine Arbeit gefunden, in dem Bereich, den ich studiert habe. Und das Geld, das wir 

verdienen, reicht nicht zum Leben aus. Ich bin hierhergekommen, um zu arbeiten und eine 

bessere Zukunft zu haben. Weitere Fluchtgründe habe ich nicht.“ Danach befragt, was er bei 

einer Rückkehr befürchte, antwortete er: „Arbeitsmöglichkeit.“ Der Beschwerdeführer 

begründete daher in der Erstbefragung seine Ausreise nur mit wirtschaftlichen Gründen. Eine 

Verfolgung seiner Person wurde mit keinem Wort erwähnt. Der Verwaltungsgerichtshof hat 

zwar wiederholt Bedenken gegen die unreflektierte Verwertung von Beweisergebnissen der 

Erstbefragung erhoben, weil sich diese Einvernahme nicht auf die näheren Fluchtgründe zu 
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beziehen hat. Gleichwohl ist es aber nicht generell unzulässig, sich auf eine Steigerung des 

Fluchtvorbringens zwischen der Erstbefragung durch Organe des öffentlichen 

Sicherheitsdienstes und der weiteren Einvernahme eines Asylwerbers zu stützen (VwGH, 

23.06.2020, Ra 2020/20/0188). Aus Sicht des Bundesverwaltungsgerichtes mindert der 

Umstand, dass der Beschwerdeführer bei der Erstbefragung die später vorgebrachte 

Verfolgung und Bedrohung gar nicht erwähnte, im gegenständlichen Fall die Glaubwürdigkeit 

erheblich, wäre doch davon auszugehen, dass bei einer real gegebenen Furcht vor Verfolgung 

diese in irgendeiner Form Eingang in die Erstbefragung bzw. das entsprechende Protokoll vom 

17.01.2022 gefunden hätte. Die in der Einvernahme am 21.02.2022 vorgebrachte 

Behauptung, die Sicherheitsorganen hätten angekündigt, dass der Beschwerdeführer nicht im 

Bundesgebiet bleiben könne und er habe die Bedrohung aus Angst davor nicht geschildert, 

entbehrt jeglicher Logik, müsste doch gerade einem gebildeten Mann wie dem 

Beschwerdeführer bewusst sein, dass eine Verfolgung im Herkunftsstaat seine Chancen auf 

internationalen Schutz erhöhen würde. In der Beschwerde wurde dann versucht, den 

Umstand, dass er die später behauptete Verfolgung in der Erstbefragung noch gar nicht 

erwähnte, damit zu erklären, dass ihm vom Dolmetscher mitgeteilt worden sei, er möge seine 

Fluchtgründe kurz halten. Damit wird aber nicht schlüssig dargelegt, warum er die angeblich 

fluchtauslösende Bedrohung in der Erstbefragung gar nicht erwähnte.  

Bereits der Umstand, dass der Beschwerdeführer in der Erstbefragung von einer kurzfristig 

beschlossenen Ausreise aufgrund wirtschaftlicher Probleme sprach und weitere Fluchtgründe 

explizit ausschloss, lässt sein späteres Vorbringen daher unglaubwürdig erscheinen. In der 

Einvernahme durch die belangte Behörde am 21.02.2022 nützte er dann nämlich die erste 

Gelegenheit, um eine Bedrohung seiner Person einzubringen. Es scheint, dass dem 

Beschwerdeführer in den Wochen zwischen den zwei Befragungen bewusst wurde, dass 

wirtschaftliche Gründe kaum geeignet sind, hinsichtlich des Herkunftsstaates Tunesien 

Asylrelevanz zu entfalten. Dass er seinen gegenüber der belangten Behörde vorgebrachten 

Fluchtgrund nur gedanklich konstruierte, ergibt sich auch aus dem Protokoll der Einvernahme 

am 21.02.2022, war der Beschwerdeführer doch nicht in der Lage, eine plausible und 

schlüssige Erklärung für die angebliche Bedrohung zu schildern. 

Er behauptete zunächst, Zeuge eines Terroranschlages am 26.06.2015 in Sousse geworden zu 

sein. Tatsächlich ereignete sich an diesem Tag in Port El-Kantaoui in Tunesien, etwa zehn 

Kilometer nördlich der Stadt Sousse, ein islamistisch motivierter Terroranschlag, bei dem 39 

Menschen einschließlich des Attentäters ums Leben kamen (vgl. dazu verschiedene öffentlich 

zugängliche Medienberichte wie zB Zeit Online, 38 Tote in Sousse, Attentäter als Tourist 

getarnt, 27.06.2015, abrufbar unter https://www.zeit.de/gesellschaft/zeitgeschehen/2015-
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06/tunesien-sousse-anschlag-liveblog?utm_referrer=https%3A%2F%2Fwww.google.at%2F; 

Deutsche Welle, Prozess zum Anschlag im tunesischen Sousse eröffnet, 27.05.2017, abrufbar 

unter https://www.dw.com/de/prozess-zum-anschlag-im-tunesischen-sousse-

er%C3%B6ffnet/a-39006378; Zugriff jeweils am 10.08.2022). Um zu erklären, warum der 

Beschwerdeführer sich dort befunden habe, gab er an, dass er eine „Gruppe auf Facebook“ 

gehabt habe, bei der es um Religionen gegangen sei. Die MItglieder hätten vereinbart, sich zu 

treffen: Es habe sich um Personen aus England und Frankreich gehandelt, einen schiitischen 

„Ali“ aus Tunesien und einen Juden aus Tunesien. Man habe sich in dem Hotel getroffen, in 

dem der Terroranschlag stattgefunden habe. Der Umstand, dass sich diese interreligiöse 

Gruppe ausgerechnet an dem Tag in einem Hotel getroffen haben soll, das Ziel eines religiös 

motivierten Anschlags wurde, erscheint bereits wenig plausibel, zumal dieses internationale 

Treffen keinerlei Niederschlag in den Medienberichten gefunden hat. Widersprüchlich ist 

auch, dass der Beschwerdeführer im weiteren Verlauf der Einvernahme angab, dass er erst 

durch den Terroranschlag begonnen habe, sich Gedanken über Gott zu machen, während er 

vorher erklärt hatte, die aus internationalen Mitgliedern bestehende Facebookgruppe 

gegründet zu haben, die sich am Ort des Terroranschlagen zu einem interreligiösen Austausch 

traf.   

Der Beschwerdeführer gab weiter an, dass er im Jahr 2019 eine zwanzigseitige Schrift über 

Jesus verfasst habe; er habe dann Probleme mit seiner Familie bekommen und sei verfolgt 

worden; es sei ihm schlecht gegangen und habe er einen Selbstmordversuch unternommen. 

Er blieb es aber schuldig, der belangten Behörde auf mehrere Nachfragen konkrete Details zu 

diesem Vorbringen zu geben. Danach befragt, was er über Jesus geschrieben habe, meinte er: 

„Mein Vorwort im Heft war über den Terroranschlag und das war der Beginn, dann habe ich 

über Jesus geschrieben, was er alles konnte, wie er anders als die anderen Propheten war, was 

er für unmögliche Fehler… gehabt hat. Befragt erkläre ich, ich meine die Wunder. Ich wünsche 

mir in Österreich Sicherheit zu haben. Ich erwarte keine Leistungen zu empfangen.“ Auf die 

nochmalige Frage, was er konkret über Jesus geschrieben habe, antwortete er dann auch nur 

ausweichend: „Alles, das wird nicht akzeptiert.“ Der Beschwerdeführer war dann auch nicht 

in der Lage ein Wunder, das Jesus zugeschrieben wird, zu benennen. Erst als er später 

nochmals nach den „Wundern Jesu“ gefragt wurde, meinte er vage: „Die Wiederauferstehung, 

die Kranken … (VP denkt nach) Taub und stumm, die haben auch reden und hören können und 

die Geburt…“ Insgesamt ist das ganze Vorbringen vage und widersprüchlich und daher nicht 

glaubhaft. In der Einvernahme wurde dem Beschwerdeführer vom Vertreter der belangten 

Behörde dennoch wiederholt Gelegenheit gegeben, nähere Ausführungen zu seinem 

angeblichen Text zu machen, wie der nachfolgende Ausschnitt zeigt: 
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„LA:  Über das haben Sie 20 Seiten geschrieben; wo bzw. in welchen Medien haben Sie 

geforscht? 

VP: Was ich geschrieben habe, war….ich schrieb, dass die Religion nicht durch die Familie, 

vererbt sein (soll), sondern man soll sich selber entscheiden.“ 

LA: Sind Sie selber zum Christentum konvertiert? 

VP: Ich bin noch immer auf der Suche nach der Wahrheit. 

LA: Wo und wie haben Sie für Ihr Heft geforscht? 

VP: Das war geheim….zwischen mir und meinen Freunden, weil es sehr gefährlich ist. 

LA: (Frage wird wiederholt) 

VP: Sehr geheim.  

LA: Können Sie keine Antwort geben oder verstehen Sie die Frage nicht? 

VP: Ich verstehe schon, es war gefährlich. Die Schriften von mir wurden bekannt und ich musste 

flüchten.“ 

Wenn er tatsächlich ein Werk über Jesus verfasst hätte, wäre davon auszugehen, dass er 

dieses vorlegen bzw. den Inhalt dieses Werkes beschreiben könnte und ein konkretes 

Grundwissen über Jesus bzw. die entsprechende Überlieferung vorweisen könnte. Zudem 

blieb er auch vollkommen vage, wie sich die „geheime“ Schrift verbreitet und Personen 

außerhalb seines Freundeskreis Kenntnis davon erlangt haben sollen.  

Auch die aufgrund seiner Beschäftigung mit Jesus Christus behauptete Verfolgung konnte der 

Beschwerdeführer nicht plausibel schildern. Seine Familie sei gegen ihn gewesen, deswegen 

sei er nach Monastir umgezogen. Auf die Frage, was seine Familie denn verärgert habe, meinte 

er: „Nur, überhaupt zu schreiben…das wird nicht akzeptiert.“ Eine Bedrohung durch seine 

Familie scheint aber ohnehin nicht gegeben zu sein, gab er gegenüber der belangten Behörde 

doch an, dass er seine Familie, als er in Österreich angekommen war, darüber informiert hätte. 

Er sei von seiner Familie auch nie bedroht worden, sondern nur von den unbekannten 

Personen; seine Familie unterstütze ihn nur nicht mehr. 

Die Bedrohung durch unbekannte Personen schilderte der Beschwerdeführer dann 

folgendermaßen: Nach seinem Umzug nach Monastir sei sein Facebook Account fünfmal von 

Unbekannten „blockiert“ worden sei. Als er dann aber gefragt wurde, wie der Account 



- 21 - 

„blockiert“ worden sei, meinte er, dass er Nachrichten bekommen habe, dass er verfolgt und 

beobachtet werde. Erst auf weitere Nachfrage, was denn mit „Blockieren“ gemeint sei, 

erklärte er, dass das Passwort gestohlen und getauscht worden sei. Dies entbehrt jeglicher 

Schlüssigkeit, könnte der Beschwerdeführer bei einem Wechsel seines Passwortes doch nicht 

mehr auf seinen Account zugreifen und dann auch die Nachrichten nicht mehr lesen. Später 

sprach er dann auch nicht mehr von fünf, sondern von sechs bis sieben Bedrohungen. 

Entsprechend war die belangte Behörde im angefochtenen Bescheid zum Ergebnis 

gekommen, dass das Vorbringen des Beschwerdeführers rund um eine behauptete 

Verfolgung aus religiösen Gründen nicht glaubhaft ist. Den Erwägungen und diesbezüglichen 

Feststellungen der belangten Behörde schließt sich das Bundesverwaltungsgericht 

vollinhaltlich an.  

In der Beschwerde wurde dann erstmals der Titel der Schrift erwähnt („Annäherung zu den 

Religionen“); allerdings ist das Beschwerdevorbringen nicht geeignet, um die oben 

dargelegten Unstimmigkeiten zu entkräften, vielmehr traten neue Widersprüche zutage: So 

hatte er bei seiner Einvernahme erklärt, aufgrund der Ablehnung durch seine Familie nach 

Monastir gezogen zu sein und erst dort Probleme mit Unbekannten bekommen zu haben; der 

Beschwerde nach sei er dagegen bereits aufgrund von Bedrohungen durch Unbekannte nach 

Monastir geflüchtet. Soweit der belangten Behörde in der Beschwerde vorgeworfen wird, den 

Beschwerdeführer nicht ausreichend befragt zu haben, steht dies nicht in Einklang mit der sich 

aus dem Protokoll vom 21.02.2022 ergebenden umfassenden Einvernahme.   

Somit ist es dem Beschwerdeführer nicht gelungen, eine gegen seine Person gerichtete 

Verfolgungsgefahr glaubhaft zu machen und waren daher die entsprechenden Feststellungen 

zu treffen. Vielmehr ist ausgehend von seinen Ausführungen in der Erstbefragung zu der von 

ihm geschilderten, aus seiner Sicht unbefriedigenden wirtschaftlichen Situation festzustellen, 

dass er Tunesien aus rein wirtschaftlichen Erwägungen verließ.  

Soweit der Beschwerdeführer vorbrachte, mit seiner wirtschaftlichen Situation nicht zufrieden 

gewesen zu sein, erscheint dies glaubhaft und plausibel. Er gab an, dass er keine Anstellung 

gefunden habe, die seiner universitären Ausbildung entsprechen würde, und für seine 

Beschäftigung in einer Druckerei nur unzureichend entlohnt worden sei.  

Der Feststellung im angefochtenen Bescheid, dass der Beschwerdeführer uneingeschränkt 

erwerbsfähig sei, wurde in der Beschwerde nicht entgegengetreten. Das 

Bundesverwaltungsgericht schließt sich daher dieser Feststellung an. Darauf aufbauend 

folgerte die belangte Behörde nachvollziehbar, dass der Beschwerdeführer bei einer Rückkehr 
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nach Tunesien nicht in eine aussichtslose Lage geraten würde. In der Beschwerde wurde der 

belangten Behörde diesbezüglich vorgeworfen, sich nicht ausreichend mit der Frage einer 

Existenzsicherung für den Fall der Rückkehr auseinandergesetzt zu haben. Die belangte 

Behörde stützte sich in ihren Feststellungen auf das Länderinformationsblatt der 

Staatendokumentation, dem zu entnehmen ist, dass sich die wirtschaftliche Lage in Tunesien 

in den letzten Jahren zwar verschlechtert hat, dass die Grundversorgung der Bevölkerung aber 

dank staatlicher Subventions- und Interventionspolitik einigermaßen gesichert sei. In der 

Beschwerde wurde darauf hingewiesen, dass der Beschwerdeführer der Meinung sei, dass die 

Länderfeststellungen nicht der tatsächlichen Situation in Tunesien entsprechen würden, es 

wurde zugleich aber unterlassen, dies näher auszuführen und damit den Feststellungen im 

angefochtenen Bescheid substantiiert entgegenzutreten. Die Ausführung in der Beschwerde, 

dass der Beschwerdeführer davon überzeugt sei, dass er bei einer Rückkehr keine Möglichkeit 

auf eine Erwerbstätigkeit habe, ist auch nicht überzeugend:  Der Beschwerdeführer ist gesund, 

gebildet und erwerbsfähig und sind keinerlei Gründe ersichtlich, weshalb er im Falle seiner 

Rückkehr nicht durch die neuerliche Aufnahme einer Tätigkeit, selbst wenn es sich dabei um 

eine Hilfstätigkeit handelt, seinen Lebensunterhalt bestreiten können sollte. Auch wenn er 

tatsächlich, wie von ihm behauptet, keine familiäre Unterstützung erfahren sollte, so wird er 

mit seiner Berufserfahrung in der Lage sein können, sich ein Grundeinkommen zu sichern, wie 

er es bereits bis zu seiner Ausreise getan hat. Wenngleich der Beschwerdeführer seine 

wirtschaftliche Situation als unbefriedigend empfunden haben mag, so wurden im Hinblick 

auf seine individuelle Lebenssituation mit dem schlichten Verweis auf die allgemein 

schwierige wirtschaftliche Lage in Tunesien – auch vor dem Hintergrund der aktuellen COVID-

19-Panemie - keine exzeptionellen Umstände aufgezeigt, welche nahelegen würden, dass er 

im Falle seiner Rückkehr in eine existenzbedrohende Notlage geraten würde, zumal die 

Grundversorgung der Bevölkerung in Tunesien als im Wesentlichen gesichert gilt (vgl. Punkt 

II.1.3.). 

Auch ergeben sich aus gesundheitlichen Erwägungen vor dem Hintergrund der aktuellen 

COVID-19-Pandemie keinerlei Rückführungshindernisse in Bezug auf den Beschwerdeführer. 

Das Risiko, an COVID-19 zu erkranken, ist in Österreich nicht geringer als in Tunesien und eine 

medizinische Indikation für eine etwaige Zuordnung seiner Person zur COVID-19-Risikogruppe 

gemäß § 2 der COVID-19-Risikogruppe-Verordnung (BGBl. II Nr. 203/2020) wurde im 

Verfahren ebenfalls nicht geltend gemacht. Es fehlt daher auch vor dem Hintergrund der 

aktuellen COVID-19-Pandemie fallgegenständlich an den geforderten außergewöhnlichen 

Umständen iSd Art. 3 EMRK. 
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Aus dem Gesagten war die Feststellung zu treffen, dass eine Rückkehr des Beschwerdeführers 

nach Tunesien somit nicht automatisch dazu führt, dass er einer wie auch immer gearteten 

existentiellen Bedrohung ausgesetzt sein wird. Das Bundesverwaltungsgericht schließt sich 

daher auch den tragenden Erwägungen des BFA hinsichtlich der Voraussetzungen für die 

Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten an.  

2.4. Zu den Länderfeststellungen: 

Zu den zur Feststellung der asyl- und abschiebungsrelevanten Lage im Herkunftsstaat 

ausgewählten Quellen wird angeführt, dass es sich hierbei um eine ausgewogene Auswahl 

verschiedener Quellen, sowohl staatlichen als auch nicht-staatlichen Ursprungs handelt, 

welche es ermöglichen, sich ein möglichst umfassendes Bild von der Lage im Herkunftsstaat 

zu machen. Die belangte Behörde stützte sich auf das aktuelle Länderinformationsblatt der 

Staatendokumentation vom 17. Juni 2022. Soweit in der Beschwerde der Vorwurf erhoben 

wurde, dass die belangte Behörde sich auf „veraltete“ Berichte gestützt habe, geht dies 

aufgrund der Aktualität des Länderinformationsblattes ins Leere. Der Vorwurf, dass die 

Berichte zur Religionsfreiheit im angefochtenen Bescheid sehr allgemein gehalten seien, kann 

auch keinen Verfahrensfehler aufzeigen, ist das diesbezügliche Vorbringen des 

Beschwerdeführers doch nicht glaubhaft. Aus diesem Grund wird im gegenständlichen 

Erkenntnis auch auf die Wiedergabe der mit der Beschwerde ergänzend eingebrachten 

Berichte zur Lage von Christen in Tunesien verzichtet.  

 

3. Rechtliche Beurteilung: 

Zu A) 

3.1. Zum Status des Asylberechtigten (Spruchpunkt I. des angefochtenen Bescheides): 

Gemäß § 3 Abs. 1 AsylG 2005 ist einem Fremden, der einen Antrag auf internationalen Schutz 

gestellt hat, soweit dieser Antrag nicht wegen Drittstaatsicherheit oder Zuständigkeit eines 

anderen Staates zurückzuweisen ist, der Status des Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn 

glaubhaft ist, dass ihm im Herkunftsstaat Verfolgung iSd Art. 1, Abschnitt A, Z. 2 der Genfer 

Flüchtlingskonvention droht und keiner der in Art. 1 Abschnitt C oder F der Genfer 

Flüchtlingskonvention genannten Endigungs- oder Ausschlussgründe vorliegt. 

Flüchtling iSd Art. 1 Abschnitt A Z 2 Genfer Flüchtlingskonvention ist, wer sich aus 

wohlbegründeter Furcht, aus Gründen der Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer 
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bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen Gesinnung verfolgt zu werden, außerhalb 

seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht 

gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder wer staatenlos ist, sich in Folge 

obiger Umstände außerhalb des Landes seines gewöhnlichen Aufenthaltes befindet und nicht 

in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, in dieses Land zurückzukehren. 

Das vorgebrachte „Blockieren“ des Facebook-Accounts des Beschwerdeführers durch 

unbekannte Personen kann aus Sicht der erkennenden Richterin nicht als asylrelevante 

Verfolgungshandlung gesehen werden. Artikel 9 der Statusrichtlinie definiert 

Verfolgungshandlungen im Sinne des Artikel 1 Abschnitt A der Genfer Flüchtlingskonvention. 

Entscheidend für das Vorliegen einer Verfolgung ist die Schwere der Handlung, die auf Grund 

ihrer Art oder Wiederholung so gravierend sein muss, dass sie eine schwerwiegende 

Menschenrechtsverletzung darstellt. Alternativ kann die geforderte Schwere durch eine 

Kumulierung unterschiedlicher Maßnahmen erreicht werden. Verfolgungshandlungen sind 

etwa die Anwendung physischer oder psychischer Gewalt, einschließlich sexueller Gewalt, 

sowie unverhältnismäßige oder diskriminierende Strafverfolgung oder Bestrafung. Dass das 

„Blockieren“ des Accounts die Intensität einer Verfolgungshandlung erreicht hätte, zeigte der 

Beschwerdeführer im Verfahren nicht auf, so dass bereits aus diesem Grund eine Verfolgung 

im Sinne der Genfer Flüchtlingskonvention nicht gegeben ist. 

Das Vorbringen rund um eine Bedrohung aufgrund einer ihm unterstellten Abwendung vom 

Islam war zudem, wie bereits aufgezeigt wurde, nicht glaubhaft. 

Die vom Beschwerdeführer geschilderten ökonomischen Schwierigkeiten wiederum erreichen 

keine asylrelevante Intensität. Die belangte Behörde befindet sich im Einklang mit der 

ständigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes, wenn sie davon ausgeht, dass 

wirtschaftliche Gründe in der vom Beschwerdeführer vorgebrachten Weise keine asylrechtlich 

relevante Verfolgung zu begründen imstande sind (zur fehlenden asylrechtlichen Relevanz 

wirtschaftlich motivierter Ausreisegründe siehe auch Erk. d. VwGH vom 28.06.2005, 

2002/01/0414 oder vom 06.03.1996, 95/20/0110 oder vom 20.06.1995, 95/19/0040).  

Dem Beschwerdeführer ist es damit nicht gelungen, eine konkret und gezielt gegen seine 

Person gerichtete aktuelle Verfolgung von maßgeblicher Intensität, welche ihre Ursache in 

einem der in der Genfer Flüchtlingskonvention genannten Gründe hätte, glaubhaft zu 

machen. 

Aus diesen Gründen ist festzustellen, dass dem Beschwerdeführer im Herkunftsstaat Tunesien 

keine Verfolgung iSd Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK droht und war die Beschwerde gegen 
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Spruchpunkt I. des angefochtenen Bescheides gemäß § 28 Abs. 2 VwGVG als unbegründet 

abzuweisen. 

3.2. Zum Status des subsidiär Schutzberechtigten (Spruchpunkt II. des angefochtenen 

Bescheides): 

Gemäß § 8 Abs. 1 Z 1 AsylG 2005 ist der Status des subsidiär Schutzberechtigten einem 

Fremden zuzuerkennen, der in Österreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, 

wenn dieser in Bezug auf die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten abgewiesen wird, 

wenn eine Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen 

Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der 

Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten würde oder für ihn als Zivilperson eine 

ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im 

Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen würde. 

Gemäß § 8 Abs. 2 leg. cit. ist die Entscheidung über die Zuerkennung des Status des subsidiär 

Schutzberechtigten nach Abs. 1 mit der abweisenden Entscheidung nach § 3 oder der 

Aberkennung des Status des Asylberechtigten nach § 7 zu verbinden. 

Soweit der Beschwerdeführer im Verfahren vorbrachte, Tunesien aufgrund der schwierigen 

wirtschaftlichen Lage verlassen zu haben, reicht dies nicht aus, um eine Verletzung des Art. 2 

oder Art. 3 EMRK aufzuzeigen. Es kann auf Basis der Länderfeststellungen nicht davon 

ausgegangen werden, dass generell jeder im Falle einer Rückkehr nach Tunesien mit 

existentiellen Nöten konfrontiert ist. Die bloße Möglichkeit einer durch die Lebensumstände 

bedingten Verletzung des Art. 3 EMRK ist nicht ausreichend. Vielmehr ist es zur Begründung 

einer drohenden Verletzung von Art. 3 EMRK notwendig, detailliert und konkret darzulegen, 

warum solche exzeptionellen Umstände vorliegen (vgl. VwGH 25.04.2017, Ra 2016/01/0307, 

mwN).  

Derartige Umstände wurden seitens des Beschwerdeführers nicht dargelegt. Er ist volljährig, 

körperlich gesund und erwerbsfähig. Es sind keinerlei Gründe ersichtlich, weshalb er nicht in 

der Lage sein sollte, sich in seinem Herkunftsstaat durch die Aufnahme einer Tätigkeit, selbst 

wenn es sich dabei um eine Hilfstätigkeit handelt, eine Lebensgrundlage zu schaffen. 

Insbesondere ist im gegebenen Zusammenhang zu betonen, dass in Tunesien die 

Grundversorgung der Bevölkerung im Wesentlichen gesichert ist (vgl. Punkt II.1.3.1) und der 

Beschwerdeführer über eine gute Ausbildung verfügt. Der Umstand, dass der Lebensunterhalt 

des Beschwerdeführers in Tunesien möglicherweise bescheidener ausfallen mag, als er in 

Österreich sein könnte, rechtfertigt nicht die Annahme, ihm wäre im Falle seiner Rückkehr die 
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notdürftigste Lebensgrundlage entzogen und die "Schwelle" des Art. 3 EMRK überschritten 

(vgl. VfGH 24.02.2020, E3683/2019, mwN). Die belangte Behörde stellte daher zu Recht fest, 

dass der Beschwerdeführer im Falle einer Rückkehr nach Tunesien nicht in eine 

existenzbedrohende Notlage geraten wird. 

Die Beschwerde war daher auch hinsichtlich Spruchpunkt II. des angefochtenen Bescheides 

gemäß § 28 Abs. 2 VwGVG abzuweisen.  

3.4. Zur Nichterteilung eines Aufenthaltstitels gemäß § 57 AsylG 2005 (Spruchpunkt III. des 

angefochtenen Bescheides): 

Gemäß § 58 Abs. 1 Z 2 AsylG 2005 hat das Bundesamt die Erteilung eines Aufenthaltstitels 

gemäß § 57 AsylG 2005 von Amts wegen zu prüfen, wenn der Antrag auf internationalen 

Schutz sowohl bezüglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch der 

Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten abgewiesen wird. Die formellen 

Voraussetzungen des § 57 AsylG 2005 sind allerdings nicht gegeben und werden in der 

Beschwerde auch nicht behauptet. Eine Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz war dem 

Beschwerdeführer daher nicht zuzuerkennen. 

Die Beschwerde war daher auch hinsichtlich Spruchpunkt III. des angefochtenen Bescheides 

gemäß § 28 Abs. 2 VwGVG abzuweisen. 

3.5. Zur Rückkehrentscheidung (Spruchpunkt IV. des angefochtenen Bescheides): 

Gemäß § 58 Abs. 2 AsylG 2005 hat das Bundesamt einen Aufenthaltstitel gemäß § 55 AsylG 

2005 von Amts wegen zu erteilen, wenn eine Rückkehrentscheidung rechtskräftig auf Dauer 

unzulässig erklärt wurde. Es ist daher zu prüfen, ob eine Rückkehrentscheidung auf Basis des 

§ 9 Abs. 1 bis 3 BFA-VG, der sich auf Art. 8 EMRK stützt, für unzulässig zu erklären ist. 

Im gegenständlichen Fall verfügt der Beschwerdeführer über kein iSd Art. 8 EMRK geschütztes 

Familienleben in Österreich oder auf dem Gebiet der Mitgliedstaaten; zu seinem in Belgien 

lebenden Bruder besteht kein derart enges Verhältnis, das von einem Familienleben unter 

Erwachsenen auszugehen wäre, vielmehr gab der Beschwerdeführer an, zu seinem Bruder 

wenig Kontakt zu haben. Zu prüfen wäre somit ein etwaiger Eingriff in das Privatleben des 

Beschwerdeführers. Unter "Privatleben" sind nach der Rechtsprechung des EGMR 

persönliche, soziale und wirtschaftliche Beziehungen, die für das Privatleben eines jeden 

Menschen konstitutiv sind, zu verstehen (vgl. Sisojeva u.a. gg Lettland, EuGRZ 2006, 554). 
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Unter Berücksichtigung der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes (vgl. etwa Erkenntnis vom 

26.06.2007, 2007/01/0479 zu einem dreijährigen Aufenthalt im Bundesgebiet oder auch 

Erkenntnis vom 15.12.2015, Ra 2015/19/0247 zu einem zweijährigem Aufenthalt in 

Verbindung mit dem Umstand, dass der Beschwerdeführer mit einer österreichischen 

Staatsbürgerin verheiratet war), des Verfassungsgerichtshofes (29.11.2007, B 1958/07-9, 

wonach im Fall eines sich seit zwei Jahren im Bundesgebiet aufhältigen Berufungswerbers die 

Behandlung der Beschwerde wegen Verletzung des Art. 8 EMRK abgelehnt wurde; ebenso 

26.04.2010, U 493/10-5 im Falle eines fünfjährigen Aufenthaltes) und des Europäischen 

Gerichtshofes für Menschenrechte (siehe etwa EGMR, 08.04.2008, Nnyanzi v. UK, 21878/06) 

muss angesichts des lediglich etwa siebenmonatigen Inlandsaufenthaltes des 

Beschwerdeführers davon ausgegangen werden, dass das öffentliche Interesse an der 

Beendigung seines Aufenthaltes das Interesse an der Achtung seines Privat- und 

Familienlebens überwiegt. 

Angesichts der kurzen Aufenthaltsdauer des Beschwerdeführers, seiner fehlenden Integration 

sowie des Umstandes, dass er in Österreich sowie auf dem Gebiet der Mitgliedstaaten kein 

iSd Art. 8 EMRK geschütztes Familienleben führt, und auch gar nicht mehr im Bundesgebiet 

gemeldet ist, kann nicht davon ausgegangen werden, dass seine privaten Interessen an einem 

Verbleib im Bundesgebiet die öffentlichen Interessen an einer Aufenthaltsbeendigung 

überwiegen.  

Auf Grund des durchgeführten Ermittlungsverfahrens und des festgestellten Sachverhaltes 

ergibt sich daher, dass die im angefochtenen Bescheid angeordnete Rückkehrentscheidung 

keinen ungerechtfertigten Eingriff in das durch Art. 8 EMRK gewährleistete Recht auf Privat- 

und Familienleben des Beschwerdeführers darstellt. 

Die Beschwerde war daher auch hinsichtlich Spruchpunkt IV. des angefochtenen Bescheides 

gemäß § 28 Abs. 2 VwGVG abzuweisen. 

3.6. Zur Zulässigkeit der Abschiebung (Spruchpunkt V. des angefochtenen Bescheides): 

Mit dem angefochtenen Bescheid wurde zudem festgestellt, dass die Abschiebung des 

Beschwerdeführers nach Tunesien zulässig ist. Diesbezüglich ist darauf zu hinzuweisen, dass 

ein inhaltliches Auseinanderfallen der Entscheidungen nach § 8 Abs. 1 AsylG 2005 (zur Frage 

der Gewährung von subsidiärem Schutz) und nach § 52 Abs. 9 FPG (zur Frage der Zulässigkeit 

der Abschiebung) ausgeschlossen ist. Damit ist es unmöglich, die Frage der Zulässigkeit der 

Abschiebung in den Herkunftsstaat im Rahmen der von Amts wegen zu treffenden 

Feststellung nach § 52 Abs. 9 FPG neu aufzurollen und entgegen der getroffenen Entscheidung 
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über die Versagung von Asyl und subsidiärem Schutz anders zu beurteilen (vgl. VwGH 

27.04.2021, Ra 2021/19/0082, mwN). 

Die Abschiebung ist auch nicht unzulässig iSd § 50 Abs. 2 FPG, da dem Beschwerdeführer keine 

Flüchtlingseigenschaft zukommt. 

Weiters steht der Abschiebung keine Empfehlung einer vorläufigen Maßnahme durch den 

EGMR entgegen. 

Die Beschwerde erweist sich daher insoweit als unbegründet, sodass sie auch hinsichtlich 

Spruchpunkt V. des angefochtenen Bescheides gemäß § 28 Abs. 2 VwGVG abzuweisen war.  

3.7. Zur Aberkennung der aufschiebenden Wirkung und zur Nicht-Gewährung einer Frist für 

die freiwillige Ausreise (Spruchpunkte VI. und VII. des angefochtenen Bescheides): 

Die Aberkennung der aufschiebenden Wirkung erfolgte seitens der belangten Behörde im 

Spruch gemäß § 18 Abs. 1 Z 5 BFA-VG. Z 5 ermöglicht die Aberkennung der aufschiebenden 

Wirkung, wenn das Vorbringen des Asylwerbers zu seiner Bedrohungssituation offensichtlich 

nicht den Tatsachen entspricht.  

Diese Bestimmung entspricht § 6 Abs 1 Z 4 AsylG idF AsylG 1997 BGBl. I Nr. 101/2003; diese 

wiederum entspricht § 6 Z 3 AsylG 1997 in der Stammfassung des AsylG 1997. Aufgrund der 

nur unmaßgeblich veränderten, im Wesentlichen aber nahezu wortidenten Formulierungen 

dieser Bestimmungen ist bei der Prüfung des Vorliegens dieses Tatbestands - somit als 

Prüfungsmaßstab für die Frage, ob ein Vorbringen offensichtlich nicht den Tatsachen 

entspricht - jedenfalls die Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zu den 

Vorgängerbestimmungen heranzuziehen. Der Verwaltungsgerichtshof hat bereits zu § 6 Z 3 

AsylG 1997 in der Stammfassung ausgesprochen, dass bei einem von der Behörde als 

unglaubwürdig angenommenen Vorbringen noch nichts darüber ausgesagt wird, ob es ein 

solches Maß an Unglaubwürdigkeit erreicht, dass der Tatbestand des § 6 Z 3 AsylG 1997 in der 

Stammfassung als erfüllt angesehen werden kann. Letzteres kann nur dann angenommen 

werden, wenn Umstände vorliegen, die besonders deutlich die Unrichtigkeit der erstatteten 

Angaben vor Augen führen. Es muss unmittelbar einsichtig ("eindeutig", "offensichtlich") sein, 

dass die abgegebene Schilderung tatsächlich wahrheitswidrig ist. Dieses Urteil muss sich quasi 

"aufdrängen", die dazu führenden Gesichtspunkte müssen klar auf der Hand liegen, sei es 

allenfalls auch deshalb, weil nach einem Ermittlungsverfahren "Hilfstatsachen" (z.B. fehlende 

Kenntnis der behaupteten Stammessprache) substantiell unbestritten bleiben. Im Ergebnis 

setzt die im gegebenen Zusammenhang erforderliche "qualifizierte Unglaubwürdigkeit" somit 
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voraus, dass es weder weitwendiger Überlegungen noch einer langen Argumentationskette 

bedarf, um zu erkennen, dass das Vorbringen eines Asylwerbers nicht den Tatsachen 

entspricht (VwGH 21.8.2001, 2000/01/0214; 31.1.2002, 2001/20/0381; 11.6.2002, 

2001/01/0266). Nur dann, wenn es "unmittelbar einsichtig" ist und sich das Urteil quasi 

"aufdrängt", die Schilderungen des Asylwerbers, die für die Beurteilung seines Asylansuchens 

maßgeblich sind, seien tatsächlich wahrheitswidrig, erreicht das Vorbringen ein solches Maß 

an Unglaubwürdigkeit, dass der Tatbestand des § 6 Z 3 AsylG 1997 erfüllt ist (VwGH 27.9.2001, 

2001/20/0393). Bei der Anwendung des § 6 AsylG 1997 kann es typischerweise nur um die 

Klarstellung einfacher Fragen, aber nicht um diffizile Beweiswürdigungsprobleme gehen 

(VwGH 19.12.2001, 2001/20/0442). Eine bloß "schlichte Unglaubwürdigkeit" des Vorbringens 

reicht jedoch für die Aberkennung der aufschiebenden Wirkung der Beschwerde nicht aus (vgl 

VwGH 22.10.2003, 2002/01/0086).  

Fallbezogen hat sich das BFA im Einzelnen mit dem Vorbringen des Beschwerdeführers 

auseinandergesetzt und schlüssig ausgeführt, weshalb es das Vorbringen des 

Beschwerdeführers im Detail für nicht glaubhaft erachtet, was über die Klarstellung bloß 

einfacher Fragen hinausgeht. Die Aberkennung der aufschiebenden Wirkung auf Basis des § 

18 Abs. 1 Z 5 BFA-VG kommt daher gegenständlich nicht in Betracht. 

Allerdings handelt es sich bei der Nennung des § 18 Abs. 1 Z 5 BFA-VG im Spruch um einen 

Schreibfehler, geht die belangte Behörde in der rechtlichen Würdigung doch eindeutig von 

einer Anwendung des § 18 Abs. 1 Z 1 BFA-VG aus, wonach der Beschwerde die aufschiebende 

Wirkung aberkannt wurde, weil der Beschwerdeführer aus einem sicheren Herkunftsstaat 

stammt. 

Handelt es sich um offenbar auf Versehen beruhende Unrichtigkeiten, die nach § 62 Abs. 4 

AVG jederzeit hätten berichtigt werden können, ist die Entscheidung auch vor einer 

Berichtigung bereits in der entsprechenden richtigen Fassung zu lesen (vgl. VwGH 28.1.2019, 

Ra 2018/01/0428, mwN). Spruchpunkt VI. des angefochtenen Bescheides ist daher so zu lesen, 

dass die Aberkennung der aufschiebenden Wirkung gemäß § 18 Abs. 1 Z 1 BFA-VG erfolgte 

(VwGH 29.04.2019, Ro 2018/20/0013) – und dies zu Recht, weil der Beschwerdeführer aus 

einem sicheren Herkunftsstaat stammt. 

Gemäß § 55 Abs. 1a FPG besteht eine Frist für die freiwillige Ausreise nicht, wenn eine 

Entscheidung auf Grund eines Verfahrens gemäß § 18 BFA-VG durchführbar wird. Im 

angefochtenen Bescheid wurde entsprechend festgestellt, dass aufgrund der Aberkennung 

der aufschiebenden Wirkung die Entscheidung gemäß § 18 BFA-VG durchführbar wird. 
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Die Beschwerde war daher auch hinsichtlich der Spruchpunkte VI. und VII. des angefochtenen 

Bescheides gemäß § 28 Abs. 2 VwGVG abzuweisen. 

3.8. Zur Erlassung eines Einreiseverbotes (Spruchpunkt VIII. des angefochtenen Bescheides): 

Gemäß § 53 FPG kann das BFA mit einer Rückkehrentscheidung ein Einreiseverbot, also die 

Anweisung an den Drittstaatsangehörigen, für einen festgelegten Zeitraum nicht in das 

Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten der EU (außer Irlands) sowie Islands, Norwegens, der 

Schweiz und Liechtensteins einzureisen und sich dort nicht aufzuhalten, erlassen, wenn der 

Drittstaatsangehörige die öffentliche Ordnung und Sicherheit gefährdet. 

Ein Einreiseverbot ist nicht zwingend mit jeder Rückkehrentscheidung zu erlassen, sondern 

nur dann, wenn bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, der Aufenthalt stelle eine 

Gefahr für die öffentliche Ordnung und Sicherheit dar. Dabei ist sowohl für die Frage, ob 

überhaupt ein Einreiseverbot zu verhängen ist, als auch für die Bemessung seiner Dauer eine 

einzelfallbezogene Gefährdungsprognose vorzunehmen, in die das Gesamtverhalten des 

Betroffenen einzubeziehen ist. Aufgrund konkreter Feststellungen ist eine Beurteilung dahin 

vorzunehmen, ob und im Hinblick worauf die Annahme einer Gefährdung der öffentlichen 

Ordnung und Sicherheit gerechtfertigt ist. Es ist weiters in Rahmen einer Interessenabwägung 

zu prüfen, ob private oder familiäre Interessen des Betroffenen der Verhängung eines 

Einreiseverbots in der konkreten Dauer entgegenstehen 

(Filzwieser/Frank/Kloibmüller/Raschhofer, Asyl- und Fremdenrecht § 53 FPG K 10, 12; vgl. 

auch VwGH Ra 2016/21/0289). 

Der bloße unrechtmäßige Aufenthalt eines Fremden stellt nach dem System der 

Rückführungsrichtlinie noch keine derartige Störung der öffentlichen Ordnung dar, dass dies 

immer die Erlassung eines Einreiseverbots gebieten würde. Wenn sich das Fehlverhalten 

darauf beschränkt und ausnahmsweise nur eine geringfügige Beeinträchtigung der 

öffentlichen Ordnung auf dem Gebiet des Fremdenwesens vorliegt, ist überhaupt kein 

Einreiseverbot zu verhängen (vgl. VwGH 24.05.2018, Ra 2018/19/0125, mwN). 

Ein Tatbestand, der die Erlassung eines Einreiseverbots rechtfertigen kann, ist die 

Mittellosigkeit. Das Vorliegen einer für die Verhängung eines Einreiseverbots relevanten 

Gefahr ist nach der demonstrativen Aufzählung des § 53 Abs. 2 Z 1 bis 9 FPG (soweit hier 

relevant) nämlich dann anzunehmen, wenn der Drittstaatsangehörige den Besitz der Mittel zu 

seinem Unterhalt nicht nachzuweisen vermag (§ 53 Abs. 2 Z 6 FPG). In diesem Fall kann ein 

Einreiseverbot für höchstens fünf Jahre erlassen werden. 
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Nach ständiger Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes hat ein Fremder initiativ, 

untermauert durch Vorlage entsprechender Bescheinigungsmittel, nachzuweisen, dass er 

nicht bloß über Mittel zur kurzfristigen Bestreitung seines Unterhalts verfügt, sondern sein 

Unterhalt für die beabsichtigte Dauer seines Aufenthaltes gesichert erscheint. Die 

Verpflichtung, die Herkunft der für den Unterhalt zur Verfügung stehenden Mittel 

nachzuweisen, besteht insoweit, als für die Behörde ersichtlich sein muss, dass der Fremde 

einen Rechtsanspruch darauf hat und die Mittel nicht aus illegalen Quellen stammen. Aus der 

Mittellosigkeit eines Fremden resultiert die Gefahr der Beschaffung der Unterhaltsmittel aus 

illegalen Quellen bzw. einer finanziellen Belastung einer Gebietskörperschaft, weshalb im Fall 

des Fehlens ausreichender Unterhaltsmittel auch die Annahme einer Gefährdung iSd § 53 Abs. 

2 FPG gerechtfertigt ist (vgl. VwGH 25.09.2020, Ra 2020/19/0132, mwN). Der 

Beschwerdeführer hat im gegenständlichen Verfahren unstreitig nicht nachgewiesen, dass 

sein Unterhalt gesichert ist. 

Obwohl hier somit der Tatbestand des § 53 Abs. 2 Z 6 FPG erfüllt und somit eine Gefährdung 

der öffentlichen Ordnung und Sicherheit indiziert sein könnte, wäre allein deshalb die 

Erlassung eines Einreiseverbots zusätzlich zur Rückkehrentscheidung gegenständlich noch 

nicht gerechtfertigt. 

Soweit die belangte Behörde die Erlassung eines Einreiseverbots mit der missbräuchlichen 

Stellung eines Asylantrages begründete, verkennt sie die Rechtslage. So ist es nicht rechtens, 

im Fall eines Asylwerbers, der Anspruch auf Grundversorgung hat und dessen Antrag auf 

internationalen Schutz keine Folge gegeben sowie gegen den eine Rückkehrentscheidung 

erlassen wird, ein allein auf § 53 Abs. 2 Z 6 FPG gegründetes Einreiseverbot zu erlassen, ohne 

die dafür notwendige Einzelfallprüfung vorzunehmen, insbesondere um zu beurteilen, ob 

aufgrund des bisherigen Verhaltens des Drittstaatsangehörigen davon auszugehen ist, dass 

durch seinen weiteren Aufenthalt eine maßgebliche Störung der in § 53 Abs. 2 FPG genannten 

öffentlichen Interessen zu gewärtigen ist (vgl. VwGH 20.09.2018, Ra 2018/20/0349). 

Würde man den Überlegungen der belangten Behörde folgen, würde die Abweisung eines 

Antrages auf internationalen Schutz immer mit einem Einreiseverbot zu verbinden sein, da 

sich die Antragstellung letztlich als unbegründet herausgestellt hat. 

Ein unrechtmäßiger Aufenthalt per se rechtfertigt noch nicht die Verhängung eines 

Einreiseverbots zusätzlich zur Erlassung einer Rückkehrentscheidung; liegt aber nicht bloß ein 

unrechtmäßiger Aufenthalt, sondern eine qualifizierte Verletzung der Ausreiseverpflichtung 

vor, so kann daraus eine Gefährdung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit abzuleiten sein, 
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die die Verhängung eines Einreiseverbots erforderlich macht (vgl. VwGH 21.12.2021, Ra 

2020/21/0135, mwN). 

Nachdem der Beschwerdeführer seit dem 08.08.2022 nicht mehr im Bundesgebiet gemeldet 

ist und damit seiner Mitwirkungspflicht nicht nachgekommen, sondern „untergetaucht“ ist, 

hat er ein weiteres Fehlverhalten gesetzt, das in Zusammenschau mit seiner Mittellosigkeit 

geeignet ist, die Verhängung des Einreiseverbots zu rechtfertigen. 

Die Beschwerde war daher auch hinsichtlich des Spruchpunktes VIII. des angefochtenen 

Bescheides gemäß § 28 Abs. 2 VwGVG abzuweisen. 

 

4. Unterbleiben einer mündlichen Verhandlung: 

Gemäß § 21 Abs. 7 BFA-VG kann eine mündliche Verhandlung unterbleiben, wenn der 

Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklärt erscheint oder sich 

aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass das Vorbringen nicht den Tatsachen 

entspricht. 

Eine mündliche Verhandlung kann unterbleiben, wenn der für die rechtliche Beurteilung 

entscheidungsrelevante Sachverhalt von der Verwaltungsbehörde vollständig in einem 

ordnungsgemäßen Ermittlungsverfahren erhoben wurde und bezogen auf den Zeitpunkt der 

Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts immer noch die gesetzlich gebotene Aktualität 

und Vollständigkeit aufweist. Ferner muss die Verwaltungsbehörde die die 

entscheidungsmaßgeblichen Feststellungen tragende Beweiswürdigung in gesetzmäßiger 

Weise offen gelegt haben und das Bundesverwaltungsgericht diese tragenden Erwägungen 

der verwaltungsbehördlichen Beweiswürdigung in seiner Entscheidung teilen. Auch darf im 

Rahmen der Beschwerde kein dem Ergebnis des behördlichen Ermittlungsverfahrens 

entgegenstehender oder darüber hinausgehender für die Beurteilung relevanter Sachverhalt 

behauptet werden, wobei bloß unsubstantiiertes Bestreiten ebenso außer Betracht zu bleiben 

hat, wie ein Vorbringen, das gegen das in § 20 BFA-VG festgelegte Neuerungsverbot verstößt 

(vgl. VwGH 28.05.2014, 2014/20/0017). Eine mündliche Verhandlung ist bei konkretem 

sachverhaltsbezogenem Vorbringen des Revisionswerbers vor dem VwG durchzuführen (vgl. 

VwGH 30.06.2015, Ra 2015/06/0050, mwN). Eine mündliche Verhandlung ist ebenfalls 

durchzuführen zur mündlichen Erörterung von nach der Aktenlage strittigen Rechtsfragen 

zwischen den Parteien und dem Gericht (vgl. VwGH 30.09.2015, Ra 2015/06/0007, mwN) 

sowie auch vor einer ergänzenden Beweiswürdigung durch das VwG (vgl. VwGH 16.02.2017, 
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Ra 2016/05/0038). § 21 Abs. 7 BFA-VG 2014 erlaubt andererseits das Unterbleiben einer 

Verhandlung, wenn - wie im vorliegenden Fall - deren Durchführung in der Beschwerde 

ausdrücklich beantragt wurde, wenn der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der 

Beschwerde geklärt erscheint (vgl. VwGH 23.11.2016, Ra 2016/04/0085; 22.01.2015, Ra 

2014/21/0052 ua). Diese Regelung steht im Einklang mit Art. 47 Abs. 2 GRC (vgl. VwGH 

25.02.2016, Ra 2016/21/0022). 

Die vorgenannten Kriterien treffen in diesem Fall zu. Der Sachverhalt ist durch die belangte 

Behörde vollständig erhoben. Der Beweiswürdigung durch die belangte Behörde hat sich das 

Bundesverwaltungsgericht zur Gänze angeschlossen. Das Beschwerdevorbringen hinsichtlich 

der vorgebrachten Fluchtgründe erwies sich als unsubstantiiert. In der Beschwerde wurde die 

Abhaltung einer mündlichen Verhandlung gefordert, doch ist der Beschwerdeführer gar nicht 

mehr im Bundesgebiet gemeldet. Daher konnte aufgrund der Aktenlage entschieden werden. 

Die Abhaltung einer öffentlichen mündlichen Verhandlung konnte sohin gemäß § 21 Abs. 7 

BFA-VG iVm § 24 VwGVG unterbleiben. 

Zu B) (Un)Zulässigkeit der Revision: 

Gemäß § 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder 

Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist. Der 

Ausspruch ist kurz zu begründen. 

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig, weil die Entscheidung nicht von der 

Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die 

gegenständliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die 

vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu 

beurteilen. 

Im gegenständlichen Fall wurde keine Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung 

aufgeworfen. Die vorliegende Entscheidung basiert auf den oben genannten Entscheidungen 

des Verwaltungsgerichtshofes. 


